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Bei einem neuen 

Reglement gilt 
Schweigen als 

Zustimmung 
 
Ein Unternehmen führte 
für seine Mitarbeiter einen 
neuen Bonusplan ein und 
sah dabei vor, dass bei 
einem Austritt während 
eines Bemessungsjahres 
neu kein anteilsmässiger 
Bonus mehr vorgesehen 
ist. Das Unternehmen in-
formierte seine Beleg-
schaft per Brief und E-
Mail. 

Zwei Jahre später kündig-
te ein Mitarbeiter und ver-
langte den vollen Jahres-
bonus. Er behauptete, das 
neue Reglement sei nie 
Vertragsbestandteil ge-
worden. 

Alle Gerichte inklusive des 
Bundesgerichts lehnten 
seine Klage mit der Be-
gründung ab, dass von 
einer stillschweigenden 
Zustimmung ausgegangen 
werden könne, wenn ein 
Mitarbeiter die Änderung 
nicht abgelehnt 
hat. (Quelle: BGE 4A_133/ 

2015 vom 14.8.2015) � 
 
 
 
 

Eine Kündigung 
darf keine Bedin-

gung enthalten 
 
Das Arbeitsgericht Zürich 
hatte einen Fall zu beurtei-
len, bei dem ein Arbeitge-

ber seinen kranken Mitar-
beiter aufforderte, inner-
halb von 24 Stunden ein 
Arztzeugnis einzureichen. 
Andernfalls gelte der Brief 
als fristlose Kündigung. 

Das Arbeitsgericht Zürich 
bezeichnete diese Kündi-
gung als unwirksam. Laut 
seinem Urteil ist es nicht 
zulässig, eine fristlose 
Kündigung direkt mit der 
Forderung nach Zu-
sendung eines Arztzeug-
nisses zu verbinden. Eine 
Kündigung müsse klar 
sein, solche Bedingungen 
führten zu Unsicherheiten. 
Der Arbeitgeber hätte die 
fristlose Kündigung nur 
androhen dürfen. (Quelle: 

Arbeitsgericht Zürich, Ur-

teil AH 14 0031 vom 

20.5.2014) � 
 
 
 
 

Keine Mehrwert-

steuer auf angefan-
genen Arbeiten 
 
Gemäss dem Mehrwert-
steuer-Gesetz ist auf den 
angefangenen Arbeiten am 
Ende des Jahres weder bei 
vereinnahmter noch bei 
vereinbarter Abrechnung 
Mehrwertsteuer geschul-
det. Wenn keine Rechnung 
ausgestellt wurde bzw. 
noch ein Entgelt ver-
einnahmt worden ist, ist 
keine Umsatzsteuerschuld 
entstanden. Dieser Um-
stand ist für die effektive 
Methode und die Sal-

dosteuersatzmethode 
gültig. 

Bereits erhaltene Akon-
tozahlungen sind nicht 
vom Wert der angefan-
genen Arbeiten in Abzug 
zu bringen, sondern se-
parat auszuweisen. Er-
haltene Vorauszahlungen 
sind ebenfalls separat 
aufzuführen. � 
 
 
 
 

Massnahmen bei 

Ausrichtung einer 

Dividende 
 
1. Beschlussfassung im 

GV-Protokoll über 
den Zeitpunkt der 
Dividendenfälligkeit, 
sofern die Dividende 
nicht sofort fällig 
sein soll. 

2. Das Formular 103 ist 
in jedem Fall innert 

30 Tagen nach 
Dividendenfälligkeit 
einzureichen. 

3. Die Verrechnungs-

steuer ist innert 30 
Tagen nach Dividen-
denfälligkeit zu 
überweisen, um die 
Verzugszinsen von 
5% zu vermeiden. 

4. Bei Ausrichtung ei-
ner Dividende an ei-
ne wesentlich betei-
ligte inländische 
Konzerngesellschaft 
ist das Meldeverfah-
ren mit Formular 
106 zu verlangen.  
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5. Bei Ausrichtung einer 
Dividende an eine we-
sentlich beteiligte aus-
ländische Konzernge-
sellschaft ist das Mel-
deverfahren mit For-
mular 108 zu verlan-
gen. 

6. Die Zustellung an die 
Eidg. Steuerverwal-
tung sollte per Ein-
schreiben erfolgen. 
Nur so ist es möglich, 
den fristgerechten 
Versand der Unter-
lagen im Streitfall be-
legen zu können.  � 

 
 
 

Vorsicht bei 

Geschäftsmiete von 
Stockwerkeigentum 
 
Immer häufiger vermieten 
Stockwerkeigentümer ihre 
Räume an Geschäfts-
mieter. Diese sind oft in 
Unkenntnis über die ein-
geschränkten Rechte einer 
solchen Miete. 

Zum Stockwerkeigentum 
gehört, dass alle Eigentü-
mer für den Bestand der 
Liegenschaft verantwort-
lich sind. Dazu gehören 
insbesondere das Grund-
stück, Dach, Fassade, tra-
gende Wände, Treppen-
haus und Lift. Die Vermie-
tung solcher Flächen kann 
nur durch alle Stockwer-

keigentümer gemein-
schaftlich erfolgen und 
nicht durch einen Einzel-
nen. Verspricht ein Stock-
werkeigentümer dem Mie-
ter die Nutzung an ge-
meinschaftlichen Teilen 
ohne Zustimmung der Ge-

meinschaft, so kann der 
Mieter dies nicht durchset-
zen, sondern ist auf Scha-
denersatz gegen seinen 
Vermieter beschränkt. 

In Ausnahmefällen kann 
einem Einzelnen an ge-
meinschaftlichen Teilen ein 
ausschliessliches Nut-
zungsrecht eingeräumt 
werden, zum Beispiel an 
Parkplätzen, Dachterras-
sen usw. Ein einzelner 
Stockwerkeigentümer, 
dem dieses Sonder-
nutzungsrecht zusteht, 
kann dieses vermieten. 
Diese Sondernutzungs-
rechte sind im Reglement 
einer Stockwerteigentü-
merschaft aufgeführt und 
sollten vor Vertragsab-
schluss geprüft werden. 

Darüberhinaus kann der 
Geschäftsmieter keine 
Rechte beanspruchen, die 
der Vermieter aufgrund 
des Stockwerkeigentums 
nicht weitergeben kann. 
So sind Fassaden nicht 
ohne Zustimmung der an-
deren Eigentümer verän-
derbar, z.B. mit Beschrif-
tungen. Von der Nutzung 
der Mietfläche sind be-
stimmte Tätigkeiten wie 
z.B. lautes Arbeiten aus-
genommen, etc.  

Tipp: Vor der Miete einer 
Geschäftsliegenschaft prü-
fen, ob Stockwerkeigen-
tum vorliegt. 
 
Falls ja, sollte das Regle-
ment und die Hausord-
nung eingesehen werden. 
� 
 

 
 

Nichtigkeit von 
Betreibungen we-

gen Rechtsmiss-
brauch nur in 

Ausnahmefällen 
 
Das Bundesgericht hatte 
darüber zu entscheiden, 
ob eine Betreibung we-
gen Rechtsmissbrauchs 
nichtig sei. Das Gericht 
erklärte, dass sich ein 
Gläubiger rechtsmiss-
bräuchlich verhalte, 
wenn er mit der Betrei-
bung offensichtlich Ziele 
verfolge, die nicht das 

Geringste mit der 
Zwangsvollstreckung zu 
tun hätten. Die Klage auf 
Rechtsmissbräuchlichkeit 
dürfe nicht dazu dienen, 
die materielle Berechti-
gung einer Betreibung zu 
überprüfen. (Quelle: 

BGE 5A_317/2015) � 
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Sozialversicherungen – das Wichtigste in Kürze 
 
Bezeichnung 2016 2015 

EO-Lohnabzug 0.45% 0.5% 

Höchstversicherter Lohn bei der ALV Fr. 148'200 Fr. 126’000 

Höchstversicherter Lohn bei der UVG Fr. 148'200 Fr. 126’000 

Mindestverzinsung BVG-Obligatorium 1.25% 1.175% 


